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Winni Nachtwei und Alexander Bonde

Besser kein Weißbuch als dieses !
Stellungnahme zum (Entwurf des) »Weißbuch zur
Sicherheitspolitik Deutschlands und zur Zukunft der Bundeswehr«

n der ersten M aihälfte gelangten Exempla-
re des geheim erarb eiteten Entwurfs des

Weißbuches an einige Medien . Während die Ko ali-
tionsfraktionen inzwischen den Entwurf erhiel-
ten, wurde er uns auf Anfrage hin vom Minister ver-
weigert. D as ist ein Affront gegenüb er der Oppo si-
tion und ihrer gleichb erechtigten Teilnahme an
der sicherheitspolitischen D eb atte . Er leistet damit
einer seriö sen D eb atte um das Weißbuch einen B ä-
rendienst. D ass die Ko alitionsfraktionen am 1 . Juni
einen entsprechenden Antrag der Grünen gegen
die Stimmen der gesamten Oppo sition ablehnten,
macht alles noch unerfreulicher.

Zusammenfassung

Zu b egrüßen ist, dass die Bunde sregierung in
diesem Jahr ein Weißbuch vorlegen will . Die Chan-
ce , mit Hilfe des Weißbuche s zu einer breiten si-
cherheitspolitischen D eb atte in Politik und Ge sell-
schaft zu kommen, mu ss endlich genutzt und darf
nicht erneut vertan werden .

D er Entwurf de s Weißbuches könnte Anstoß ei-
ner solchen D eb atte sein, eine Antwort ist er mit Si-
cherheit nicht. D er Entwurf lässt die zentralen
Schlüsselfragen nach der Rolle von Streitkräften in
der deutschen Außenpolitik, nach deutschen Si-
cherheitsinteressen im Kontext kollektiver Sicher-
heit, nach den Konsequenzen au s bisher üb er zehn
Jahren deutschen Krisenengagements und Au s-
landseinsätzen der Bunde swehr, nach neuen Gren-
zen deutscher Sicherheitspolitik offen .

Er bringt Kursänderungen gegenüb er Rot-
Grün : Sicherheitspolitik wird faktisch wieder auf
Militärpolitik reduziert. Die B edeutung der nicht-
militärischen Krisenprävention, Konfliktlö sung
und Friedenskonsolidierung für eine wirksame
Friedens- und Sicherheitspolitik wird verkannt.
D er re ssortüb ergreifende Anspruch wird nicht in
die Tat umgesetzt. Im Gegenzug erob ert das Militä-
rische auch die innere Sicherheit. D er Verteidi-
gungsfall wird entgrenzt.

D as Weißbuch bringt mehr NATO-B ekenntnis
und Pentagon-Nähe , mehr nationale Orientierung.
E s bringt weniger UN-Orientierung, weniger EU-
Ehrgeiz, weniger Abrüstung.

D er richtige Anspruch einer umfassenden und
gewaltvorb eugenden Sicherheitspolitik bleibt in
Flo skeln stecken und wird durch die militärische
Engführung dementiert.

D as Weißbuch erfüllt die Anforderungen zu-
kunftsfähiger Sicherheitspolitik nur mangelhaft.

Verglichen mit den 1 4 Seiten der Europ äischen
Sicherheitsstrategie wirken die 1 0 6 Seiten de s
Weißbuches wie ein plötzlicher Neb eleinfall . Im
Hinblick auf die Entscheidung üb er eine deutsche
B eteiligung an der Kongo-Mission EUFOR und die
zunehmende Ernüchterung üb er die Wirksamkeit
der gegenwärtigen Au slandseinsätze stellt das
Weißbuch keinerlei Hilfe dar.

Weißbuch ist überfällig

Ein Weißbuch zur deutschen Sicherheitspolitik
ist dringend erforderlich und überfällig. Seit dem
letzten Weißbuch aus dem Jahr 1 9 9 4 hat deutsche ,
europ äische und glob ale Sicherheitspolitik einen
revolutionären Wandel erlebt. D eutsche Sicher-
heitspolitik entwickelte sich üb er gravierende Ein-
zelentscheidungen (B o snien, Ko sovo , Anti −Ter-
ror) und auf der Grundlage von außenpolitischen
Grundprinzipien und Teilkonzepten . D as Fehlen
einer zusammenfassenden und schlüssig abgeleite-
ten D arstellung deutscher Sicherheitspolitik b e-
einträchtigte die Transp arenz und Klarheit, Ent-
scheidungs- und Handlungsfähigkeit deutscher Si-
cherheitspolitik.

D ass unter Rot-Grün das weitgehend erarbeitete
Weißbuch nicht veröffentlicht werden konnte , lag
an der Weigerung des damaligen Ministers Struck,
statt eine s B ekenntnisse s zur Wehrpflicht eine kon-
sensfähige Formulierung zur Wehrform in den
Text aufzunehmen . D as war b edauerlich .

Breite Debatte notwendig

D as Weißbuch mu ss Stein de s Anstoßes einer
breiten sicherheitspolitischen D eb atte und Klä-
rung in Politik und Gesellschaft sein . Eine solche
breite D eb atte ist dringend erforderlich, wird seit
Jahren gefordert – zuletzt von Bundespräsident
Köhler − , kam ab er bisher nicht zustande . Nach-
dem die Verteidigungsminister Scharping und
Struck mit ihren »Eckpfeilern« (2 0 0 0) und Verteidi-
gungspolitischen Richtlinien (VPR, 2 0 0 3 ) sicher-
heitspolitische Teilkonzepte j eweils verkündeten
und damit eine breitere D eb atte verhinderten, darf
solche s nicht zum dritten Mal p assieren . Wir for-
dern de shalb Verteidigungsminister Jung ein-
dringlich auf, das Weißbuch nicht wie angekündigt
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am 1 2 . Juli im Kabinett zu verab schieden, sondern
den Entwurf nur in erster Lesung im Bundeskabi-
nett zu befassen . Nach einigen Monaten einer D e-
b atte in Öffentlichkeit und Parlament könnte das
Weißbuch dann mit einer ganz anderen Autorität
be schlo ssen werden . Wo e s um die Zukunft der
»Parlamentsarmee Bundeswehr« geht, muss das
Parlament b ei der Entstehung des Weißbuche s ein
Wort mitreden können . E s darf nicht zum Zaungast
degradiert werden .

Strategische Rahmenbedingungen:
nur Risiken, keine Chancen

Hier werden nur die Risiken und Gefährdungen
thematisiert, nicht ab er die Chancen (Integrations-
prozesse , zivilgesellschaftliche Potenziale) . D eren
Identifizierung und Unterstützung ist ab er für eine
D oppelstrategie der Gewaltvergütung + Friedens-
förderung unab dingb ar.

Ange sichts de s allseits in Anspruch genomme-
nen umfassenden Sicherheitsbegriffs ist fraglich,
ob der internationale Terrorismus derzeit tatsäch-
lich die »größte Gefahr« ist o der ob die Privatisie-
rung von Gewalt von unten und ob en, Staatsversa-
gen und dynamische Entwicklung von sozialen,
kulturellen und ökologischen Konfliktpotenzialen
die größeren B edrohungen für internationale , eu-
rop äische und deutsche Sicherheit sind . Risiko ana-
lysen auf deutscher und UN-Eb ene klaffen ausei-
nander. D ass Streitkräfte in der glob alisierten Me-
dienöffentlichkeit nur no ch »unter den Menschen«
wie in einem Amphitheater agieren und dass ihre
B otschaften und ihre Kommunikation elementar
für Erfolg o der Misserfolg sind , findet in der Re ali-
tät der Bunde swehreinsätze große , im Weißbuch
hingegen kaum B e achtung.

Ziele, Prinzipien, Interessen: Vorrang für
Interessenpolitik statt Ordnungspolitik?

Wo für etliche Verbündete Krieg selb stverständ-
lich weiterhin ein Mittel der Politik ist, reicht e s
nicht aus , den Krieg vor allem terminologisch » ab-
zu schaffen« durch den exzessiven Gebrauchs de s
Wortes Frieden (»Politik für Frieden + Freiheit« ,
»Friedenseinsätze«) sowie ein weiche s »den Werten
der freiheitlich demokratischen Ordnung des GG
und de s Völkerrechts verpflichtet« . Angesichts de s
sehr weiten B egriffs »Friedenseinsätze« ist eine un-
missverständliche B ekräftigung des Friedensge-
bots de s Art. 2 4 Grundge setz notwendig: Militäri-
sche Gewalt darf ausschließlich im Rahmen der
UN-Charta und zur Durchsetzung internationalen
Rechts eingesetzt werden, nicht zur Durchsetzung
p artikularer und M achtinteressen . Die Feststellung
der UN-Charta, dass »Krieg eine Geißel der Mensch-
heit« ist, gilt unverändert weiter. Krieg darf kein
Mittel der Politik mehr sein . D as in den VPR hervor-
gehob ene Ziel deutscher Sicherheits- und Verteidi-

gungspolitik, zusammen mit Partnern »vorb eu-
gend und eindämmend Gewalt zu verhindern« (S .
2 2 ) , taucht im Weißbuch nicht auf.

Nationale deutsche Sicherheitsintere ssen wer-
den dagegen auffällig b etont. Aufschlussreich ist
hier der Vergleich mit den VPR. In b eiden D oku-
menten werden europ äische und transatlantische
Stabilität, Eindämmung von Regionalkonflikten,
internationale Geltung von Menschen- und Völker-
recht, Üb erwindung der Kluft zwischen armen
und reichen Weltregionen als vorrangige deutsche
Sicherheitsintere ssen b etont. (VPR S . 2 2 , WB S . 1 0)
Im Weißbuch kommt an dritter Stelle neu hinzu das
Intere sse , »den Wohlstand de s Landes durch einen
freien und ungehinderten Welthandel zu ermögli-
chen . «

D ass sichere Energie- und Re ssourcenversor-
gung sowie freie Handelswege für D eutschland
von vitalem Intere sse sind , ist unbe streitb ar. D er
Knackpunkt ist nur, ob die se vitalen Interessen po-
litisch vorb eugend , ko operativ und im Rahmen de s
Völkerrechts o der unilateral und militärisch wahr-
genommen werden, wie es für traditionelle Macht-
politik selb stverständlich ist. Auch wenn das Weiß-
buch Ressourcen- und Seewegsicherung nicht ex-
plizit zur Aufgab e der Bunde swehr erklärt, so legt
der Text es do ch nahe : Für das »in b esonderem Ma-
ße auf freie und sichere Seewege angewie sene«
D eutschland sei die »Mitgliedschaft in einer Allianz
mit b edeutenden maritimen Fähigkeiten und die
Wahrung der Interoperabilität mit den USA als
weltweit führender See-, Luft-, Raum- und Land-
macht unverzichtb ar. « (S . 1 7/ 1 8) D er Verzicht auf
j ede Klarstellung (Primat der vorau sschauenden
und kollektiven Ressourcenpolitik und der UN-
Charta als verbindlichem Rechtsrahmen, vitale s In-
teresse am friedlichen Intere ssenausgleich) öffnen
einer Entgrenzung der Bundeswehraufgab en Tür
und Tor und lassen die Grenze zwischen umfassen-
der kollektiver Sicherheit und Neokolonialismu s
verschwimmen . Wo j eder Stärkere für sich und sei-
ne Co alition of the Willing ange sichts zunehmen-
der Ressourcenverknappung das Recht auf militä-
rische Re ssourcensicherung herausnimmt, zer-
bricht das Völkerrecht und sind die nächsten Res-
sourcenkriege vorprogrammiert.

Handlungsfelder: NATO first, UN third

(a) E s gilt wieder »NATO first« : Die deutliche Ori-
entierung auf die USA und das transatlantische Ver-
hältnis als »Rückgrat der Wertegemeinschaft in der
NATO« ist richtig, erfolgt ab er unkritisch und allge-
mein . Die NATO und das transatlantische Verhält-
nis sind ab er kein politischer Selb stzweck, sondern
wichtige Zusammenhänge , die es politisch weiter
zu entwickeln gilt. D ab ei muss die Diskussion üb er
den aufgebro chenen Wertedissens mit der Bush-
Administration (neokonservative Sicherheitsdok-
trin, Irakkrieg, « Glob al War against Terrorism«) of-
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schaftliche , entwicklungspolitische , rechtsstaatli-
che und soziale Maßnahmen (. . . )« , S . 1 2 ) und wird
nicht umge setzt. Sicherheitspolitik bleibt auf Poli-
tik mit Streitkräften b eschränkt.

Wo e s um Kohärenz und ausgewogene Fähigkei-
ten geht, b egnügt sich das Weißbuch mit dem B e-
griff der Vernetzung – und dann vor allem nach In-
nen . Die über CIMIC hinau sgehende gleichb erech-
tigte zivil-militärische Zusammenarbeit b ei Au s-
landseinsätzen findet kaum Erwähnung.

Richtig ist, angesichts der wahrscheinlicheren –
und sinnvolleren – Einsätze den Schwerpunkt bei
den Stabilisierungskräften zu b elassen . Allerdings
wird hier die von der Vorgängerregierung ererbte
Lücke fortgesetzt : Wo Friedensmissionen inzwi-
schen immer diplomatisch-militärisch-polizeilich-
zivil angelegt sind , redet das Weißbuch engstirnig
nur von der militärischen S äule und ignoriert die
nichtmilitärischen S äulen, insb esondere die diplo-
matischen Kap azitäten sowie die polizeiliche und
die Sicherheitssektorreform als Brücke zu einer
nachhaltigen Stabilisierung . D er dringend notwen-
dige re ssortüb ergreifende und fähigkeitengemein-
same Ansatz fehlt völlig. D as ist eine strategische
Lücke , die eine Verewigung von Stabilisierungsein-
sätzen bzw. ihr Umkippen in B e satzungseinsätze
vorprogrammiert. Für ausgewogene Fähigkeiten
der Konfliktverhütung und Krisenb ewältigung b e-
darf es neb en militärischer dringend auch ziviler
Headline Go als . Die se sind auf Bunde seb ene im-
mer no ch nicht in Sicht.

Alleine dieses konzeptionelle M anko b elegt, wie
wenig zukunftsfähig das Weißbuch ist.

Genau so bleibt der Anspruch der Gewaltvor-
b eugung und zivilen Krisenprävention unein-
gelö st. Wo der Ko alitionsvertrag no ch die Stärkung
de s Aktionsplans »Zivile Krisenprävention, Kon-
fliktlö sung und Friedenskonsolidierung« ver-
spricht, taucht der Aktionsplan hier schon gar
nicht mehr auf, ist nur die Rede vom Gesamtkon-
zept »Zivile Krisenprävention « der Bunde sregie-
rung − von 2 0 0 0 . D er inhaltsreiche 1 . B ericht der
Bundesregierung zur Umsetzung de s Aktionsplans
wurde wohl am 3 1 . Mai vom Bundeskabinett verab-
schiedet. Weißbuch und Aktionsplan-B ericht
scheinen aber völlig lo sgelö st voneinander ent-
standen zu sein .

Bundeswehr im Einsatz:
keine Lessons Learned

Die Erfahrungen von üb er zehn Jahren deut-
scher Krisenengagements und Auslandseinsätze ,
ihren Leistungen und Ernüchterungen schlagen
sich im Weißbuch nicht nieder. Peinlich b e schöni-
gend ist die »Erfolgsmeldung« , dass es in Afghanis-
tan gelungen sei, »das Land unter Führung einer de-
mokratischen Regierung zu stabilisieren . « (S . 8)
Überfällige Le ssons Le arned bleib en in der richti-
gen, ab er unzureichenden Erkenntnis stecken,

fen angespro chen werden . D em entzieht sich das
Weißbuch völlig . (In rot-grünen D okumenten wur-
den zumindest die eigenen Werte und Grundsätze
b etont.)

(b) D emgegenüb er entsteht der Eindruck von
»UN third« . Die Erfahrungen der internationalen
Friedenssicherung, wie sie in Kofi Annans B ericht
»In größerer Freiheit« von 2 0 0 5 zusammengefasst
sind , finden im Weißbuch keinen erkennb aren Nie-
derschlag. Insge samt zeigt das Weißbuch keinerlei
Linie auf, wie und unter welchen Vorau ssetzungen
NATO und EU UN-geführte Friedensmissionen
b esser unterstützen können .

Allerdings wird die »einzigartige B edeutung«
der UN b etont, »einem notwendig werdenden Ein-
satz militärischer Gewalt mit der völkerrechtlichen
Legitimität zu versehen« . (S . 3 3 ) Richtig ist, dass
»das Recht auf Selb stverteidigung präzisiert« wer-
den muss . Wenn danach gefordert wird , »präventi-
ve s Eingreifen« müsse » auf völkerrechtlich gesi-
cherten Grundlagen geregelt werden« (S . 1 2 ) , dann
wird damit auch implizit Präventivkriegen das
Wort geredet. Die »Responsibility to protect« der
Staatengemeinschaft bleibt im Ungefähren und
wird durch die allgemeine Formulierung, dass »der
Schutz der Menschenrechte den Einsatz von
Zwangsmaßnahmen erfordern könne« (S . 3 3 ) , eher
missbrauchsanfällig .

(c) D as Kapitel zur EU/GASP/E SVP wird keine s-
wegs der herausragenden B edeutung gerecht, die
die EU für deutsche Außen-, Sicherheits- und Frie-
denspolitik hat. Die europ äische Sicherheitspolitik
wird reduziert auf Krisenmanagement. Die b eson-
deren Stärken der EU auf dem Feld der langfristi-
gen, ursachenb ezogenen Krisenprävention wer-
den weitgehend ausgeklammert. Richtigerweise
wird der p arallele Aufb au ziviler und militärischer
Fähigkeiten als »Kennzeichen und b e sondere Stär-
ker der E SVP« herau sge stellt. D ab ei sehen die
Schreib er des Weißbuches die Priorität offenb ar
b ei den militärischen Fähigkeiten . Die neuen zivi-
len und polizeilichen Fähigkeiten werden nicht
nur viel knapper, sondern auch nicht auf aktuellem
Stand , ohne B erücksichtigung der Civilian Headli-
ne Go als 2 0 0 8 und der Innovation der Civilian Re-
sponse Teams b eschrieb en . Wie diese Fähigkeits-
ziele auch von D eutschland ange sichts massiver
Verfügb arkeitsprobleme erfüllt werden können,
bleibt völlig offen .

Vernetzte Sicherheit :
weder umfassend noch vorbeugend

Sicherheitspolitik ist weit mehr als Militärpoli-
tik. D er Anspruch umfassender Sicherheitspolitik
bleibt schmückendes B eiwerk und in Programma-
tik stecken (» Sicherheit kann daher weder rein na-
tional no ch allein durch Streitkräfte gewährleistet
werden . Vielmehr sind politische und diplomati-
sche Initiativen genau so erforderlich wie wirt-
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dass »nachhaltige Friedenssicherung Geduld und
langen Atem erfordert. « (S . 5 8) Die Chance wird
vertan, zu einem klareren Verständnis der Lei-
stungsfähigkeiten und -grenzen von Streitkräften
zu kommen .

Die Aufgaben der Bundeswehr:
Überdehnung der Verteidigung

a) Während im B ereich der Außenpolitik Sicher-
heit auf das Militärische reduziert wird , soll im B e-
reich der Inneren Sicherheit nun auch das Militäri-
sche von der verfassungsrechtlichen Leine gelas-
sen werden . Terrorattacken im Innern werden
»nach Art, Zielsetzung und Intensität mit dem her-
kömmlichen B egriff de s Verteidigungsfalls« (S . 4 3 )
gleichge setzt. D as hätte eine neue Art von Not-
standsverfassung zur Folge . Ein b ewaffneter Ein-
satz der Bunde swehr im Innern darf nicht durch ei-
ne Umdefinition des Verteidigungsfalls entgrenzt
werden . Diese weit üb er die Probleme Luft- und
Seesicherheit hinausgehende Formulierung hätte
die Ablö sung de s Polizeirechts durch das Kriegs-
recht zur Folge und würde genau in die Falle der
Terroristen laufen, die den Krieg predigen und die
offene Ge sellschaft zerstören wollen . Einer Bun-
deswehr, die b ereits j etzt an den Grenzen ihrer Ka-
p azitäten agiert, wird mit ihrer »B eförderung« zur
Heimatschutzbehörde für Sicherheitsfragen im
weitesten Sinne kein Gefallen getan .

b) D er Ab schied von der territorialen Landes-
verteidigung wird wieder ein Stück weit zurückge-
nommen (entsprechende B edrohungen gelten
wieder wie unter Scharping als »unwahrschein-
lich« ; in den VPR von Struck wurden sie ausge-
schlo ssen) . Die Bunde swehr kann sich also nicht
mit ihren Fähigkeiten und Strukturen auf die wahr-
scheinlicheren Szenarien ausrichten . D as traditio-
nelle B ild der »kompletten« Bunde swehr mit allum-
fassenden Kompetenzen und Fähigkeiten ist üb er-
holt und unrealistisch. Ange sichts der b egrenzten
Ressourcen muss ein Weißbuch eine sinnvolle
Priorisierung der Bunde swehraufgab en leisten .

c) Schon unter Struck war der Verteidigungsb e-
griff grob fahrlässig ausgeweitet worden (»Vertei-
digung am Hinduku sch«) . Auf dieser Rutschb ahn
geht e s j etzt mit der neuen BW-Aufgab e Sicherung
der Energie- und Ressourcenversorgung sowie frei-
er Handelswege weiter. (Siehe unter Nr. 5 , S . 2 )

d) Zugleich erhält die militärische Terrorb e-
kämpfung einen höheren Stellenwert: »Internatio-
nale Konfliktverhütung und Krisenb ewältigung
und insb esondere der Kampf gegen den internatio-
nalen Terrorismu s sind auf ab sehb are Zeit ihre
wahrscheinlicheren Aufgab en . « (S . 5 2 ) In den VPR
hieß es no ch » . . . einschließlich des Kampfe s gegen
den . . . « (S . 2 8)

Ange sichts der fundamentalen Differenz zwi-
schen »Glob al War against Terrorism« und einem
eher europ äischen Verständnis einer umfassenden

Terrorismusb ekämpfung ist die Schweigsamkeit
des Weißbuche s zu Prinzipien, Metho den und Er-
folgsausichten der Terrorb ekämpfung – und dem
sichtb aren Scheitern des Kriege s gegen den Terror

− grob fahrlässig. Wo die eigene Po sition nicht defi-
niert wird , ist Anp assung an den » Großen Bruder«
die nahe liegende Konsequenz .

e) Ähnliche s gilt für die Herausforderung Dro-
genb ekämpfung : In Afghanistan ist Bunde swehr
erstmalig damit konfrontiert. Eine konsequent um-
gesetzte kohärente Strategie der Drogenb ekämp-
fung entscheidet üb er Erfolg o der Scheitern de s
ganzen Stabilisierungsansatze s in Afghanistan und
hat unmittelb are Au swirkungen darauf, inwieweit
die Risiken dort für ISAF-Soldaten verantwortet
werden können . In den Krisenprovinzen des Sü-
dens ist die D estabilisierung nicht zuletzt wegen
der aggressiven Drogenbekämpfung fortge schrit-
ten . Auf solche ho ch akuten Schlüsselfragen gibt
das Weißbuch keine Antwort.

f) Fortge setzt wird der naiv-be schönigende Um-
gang mit der Teilaufgab e »Friedenserzwingung«
und » Operationen hoher Intensität« – auf D eutsch
Einsätze kriegerischer Militärgewalt. D ass diese
Einsatzdimension b esonders teuer, riskant, tü-
ckisch, fragwürdig und – vor allem in D eutschland
– kaum akzeptiert ist, dass hier viel höhere Einsatz-
schwellen vonnöten sind , ist dem Weißbuch kei-
nen Gedanken wert. E s sp art sich sogar die Versi-
cherung, dass Einsatz militärischer Gewalt nur das
äußerste Mittel sein darf, dass zivile Konfliktb ear-
b eitung strikt den Vorrang hat. D abei ist gerade seit
dem Irakkrieg offenkundig, wie politisch verhee-
rend und Unsicherheit fördernd auch allermo dern-
ste , ho ch vernetzte Kriegführung sein kann .

Struktur und Ausstattung
der Bundeswehr

B edingt durch die Au sweitung der Bundes-
wehraufgab en verzichtet der Entwurf auf genaue-
re Zielvorgab en für Fähigkeiten und Ausstattung
der Bundeswehr. Statt sich auf Aufgab engebiete zu
konzentrieren und die Bunde swehr in das Umfeld
von europ äischen und transatlantischen Bündnis-
p artnern einzub etten, bleibt für die Bunde swehr
das Ziel allumfassender Fähigkeiten . D as führt an-
gesichts b egrenzter Ressourcen dazu , dass die Aus-
rüstung der Bundeswehr hinter den Anforderun-
gen der wahrscheinlichen Einsätze zurückbleibt ;
denn die Aufgab e Landesverteidigung führt zur B e-
vorratung schwerer und teurer Waffensysteme a la
Eurofighter zu Lasten b enötigter Systeme wie z . B .
den Dingo . Auf ab sehb are Zeit wird der Militäretat
ab er nicht steigen, sondern sich den zunehmenden
Konsolidierungsb emühungen und den Anforde-
rungen einer au sgewogenen Friedens- und Sicher-
heitspolitik stellen mü ssen . Erforderlich wären da-
her eine konsequente Üb erarbeitung der geplan-
ten B eschaffungen und eine sinnvolle Priorisie-
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rung. Stattde ssen werden B eschaffungen weiter-
hin unkritisch durch die Auftragslage der deut-
schen Wehrindu strie sowie Vorfe stlegungen in der
Vergangenheit geprägt und Finanzmittel ohne si-
cherheitspolitischen Nutzen verschwendet. Auf
diese Weise ist eine b estmögliche Ausstattung der
Soldatinnen und Soldaten nicht zu gewährleisten .

Kriterien für Auslandseinsätze

D as Weißbuch schweigt zu den notwendigen –
und längst b enennb aren − Kriterien für Auslands-
einsätze der Bundeswehr. (Diese wären : Ziel der
Gewalteindämmung und -verhütung/Friedensun-
terstützung im Rahmen kollektiver Sicherheit; poli-
tische Dringlichkeit für internationale , europ ä-
ische und deutsche Sicherheit und zur Abwehr von
Völkermord ; völkerrechtliche Legalität ; reale Er-
folgsau sichten (re alitätsnahe Zielsetzung, Einbet-
tung in ein politische s Ge samtkonzept/Kohärenz,
ausgewogene diplomatisch-militärisch-polizeilich-
zivile Anstrengungen und Fähigkeiten) ; verant-
wortb are Risiken, Leistb arkeit, politische Akzep-
tanz, Exit-Kriterien; Abgrenzung von machtpoliti-
schem Interventionismus und Instrumentalisie-
rung für andere politische Zwecke .)

Abrüstung

Abrüstung wird weitgehend auf Nichtverbrei-
tung reduziert und durch das ausdrückliche Fe st-
halten an der »nukle aren Teilhab e« (S . 2 0) konterka-
riert. Wo die US-Regierung die Ersteinsatzschwelle
von Atomwaffen au sdrücklich senkt und die se
»konventionalisiert« , ist es ein Hohn, die weitere
nukle are Teilhab e D eutschlands mit dem »gemein-
samen B ekenntnis der Bündnisp artner zur Kriegs-
verhinderung« zu b egründen .

Von den »Massenvernichtungswaffen des All-
tags« , den Kleinwaffen und ihrer Kontrolle ist keine
Rede . D er Anspruch einer restrikten Rü stungsex-

portpolitik wird gemieden und statt dessen ihrer
Lo ckerung das Wort geredet.

Wehrpflicht

Die angebliche Unverzichtb arkeit der Wehr-
pflicht wird b eschworen, ab er nur mit au sgeleier-
ten Argumenten b egründet. E s bleibt dab ei : D er
Grundrechtseingriff der Wehrpflicht ist ange-
sichts der neuen Aufgab en der Bunde swehr nicht
mehr zu legitimieren; auch für die Bunde swehr b e-
deutet die Wehrpflicht längst mehr Last als Nutzen .
Die Chancen eines flexiblen freiwilligen Kurz-
dienstes – wie u . a. von den Grünen gefordert – wer-
den nicht aufgenommen . Kein Thema sind die He-
rausforderungen, zu denen die heutige Re st-Wehr-
pflicht kaum no ch b eitragen kann, die ab er umso
mehr Thema für Politik und Gesellschaft sein mü s-
sen : Die Integration der Streitkräfte in die Ge sell-
schaft und vor allem die Haltung der Gesellschaft
gegenüb er den Streitkräften .

Fazit

Kein Weißbuch ist b esser als diese s ! D er Ent-
wurf b edarf einer gründlichen Überarb eitung. Sei-
nen bisherigen Autoren sind ein Führungslehr-
gang b ei der Bundesakademie für Sicherheitspoli-
tik sowie Kurse beim Zentrum Internationale Frie-
denseinsätze dringend zu empfehlen .

Winn i Nach wei ist Mitglied im Verteidigungsa us-
sch uss und Sprecher für Sicherheits- und A brü-
stungspolitik der bündn isgrünen Bundestagsfrak-
tio n, sein Fraktio nskollege Alexander Bo nde ist
Mitglied im Verteidigungsa ussch uss. Der vo n der
Regierung bislang n ich t veröffen tlich te Weißbuch-
En twurf ist als PDF-Dokumen t a uf der In ternet-
Ho mepage vo n Forum Pazifism us zu finden un-
ter: h ttp://www.forum-pazifism us. de/do wnload/
En twurf- Weißbuch-2006.pdf

Klaus Schramm

Deutschlands Streben
nach der Atombombe
Vertuschte Unfälle und Verbindungslinien zur NS-Zeit

ass Wissenschaftler auch heute in D eutsch-
land an der Atomb omb e forschen, wird of-

fiziell geleugnet. D enno ch gibt es eine Vielzahl
ernst zu nehmender Hinweise , dass eine solche
Forschung seit B eginn der Bundesrepublik bis heu-

te nicht nur geduldet, sondern mit öffentlichen
Mitteln gefördert wird . So wurde b ekannt, dass am
IPP Garching b ei München mit atomwaffenfähi-
gem Uran hantiert wird .
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